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Kiinftiger Umgang mit der baurechtlichen Privilegierung entwachsenden Nutzungen in
Regionalen Griinziigen — Festlegung einer Schwelle der Regionalbedeutsamkeit

Aktueller Trend zur Diversifizierung privilegierter Nutzungen

Bereits in der Vorlage zum Aufstellungsbeschluss der 19. Anderung des Regionalplans
,Ricknahme des Regionalen Griinzuges O0stlich Bretzfeld-Siebeneich” (Vorlage (PA/VV)
10/134) hat die Verbandsverwaltung auf den aktuellen Trend zur Diversifizierung in der
Landwirtschaft hingewiesen und mittelfristig einen LOsungsansatz flir die daraus
resultierenden Konflikte mit den Zielen der Raumordnung angekiindigt. Schon damals wurde
das der 19. Anderung zu Grunde liegende Vorhaben und Bebauungsplanverfahren als
exemplarisch fir den stattfindenden Strukturwandel in der landwirtschaftlichen
Betriebsflihrung eingestuft, wenngleich die geplante Flacheninanspruchnahme von insgesamt
5ha im Vergleich mit anderen der Verbandsverwaltung bekannten Projekten als
Uberdurchschnittlich einzustufen ist.

Volatile Marktpreise fiir landwirtschaftliche Produkte und steigende Kosten fiir Betriebsmittel
und Arbeitslohne zwingen die Betriebe seit Jahren zu einer Steigerung der
Bewirtschaftungseffizienz, die durch groRere Maschinen, groRere Bewirtschaftungseinheiten,
verstdarkten Betriebsmitteleinsatz und Digitalisierung erreicht werden kénnen. Ein weiterer
Teil der Ertragsliicke wird in der Regel durch Subventionen ausgeglichen. Da die reine
landwirtschaftliche Produktion dennoch fiir eine zunehmende Zahl von Betrieben nicht mehr
ausreichend ist, um das wirtschaftliche Uberleben zu sichern, werden vermehrt weitere
betriebliche Standbeine gesucht. Hierzu zahlen Ublicherweise:

- die Erzeugung regenerativer Energien

- Konzepte zur Verarbeitung und Direktvermarktung der eigenen Produkte, haufig auch

in Verbindung mit gastronomischen Angeboten,

- Anbieten von Raumlichkeiten flir Festaktivitaten, Durchfliihrung eigener Events,

- Ubernachtungs- und Freizeitangebote,

- Pensionstierhaltungen, Reitunterricht, therapeutisches Reiten,

- Vermietung von Betriebsgebduden an private und gewerbliche Nutzer und

- Dienstleistungen fir andere Landwirte/privilegierte Nutzer.

Dies geht mit einem sich dndernden Konsumentenverhalten einher. Verbraucher fragen
verstarkt regionale Lebensmittel vor Ort aber auch Mdglichkeiten zur Freizeitgestaltung und
zur Ausrichtung von Feiern und Events in landschaftlich reizvollem Umfeld nach. Unterstiitzt
wird dieser Trend durch entsprechende Fordermittel, wie z.B. der ELER-FGrderung, die seitens
der EU bzw. des Ministeriums fiir Landlichen Raum fiir Investitionen in die Diversifizierung
bereitgestellt werden. Zu den forderfahigen Malnahmen gehoren laut Website des
Ministeriums fiir Lindlichen Raum z. B. Investitionen zur Verarbeitung und Vermarktung von
landwirtschaftlichen Produkten, die Bereitstellung von insbesondere landwirtschaftsnahen,
hauswirtschaftsnahen, gastronomischen und touristischen Dienstleistungen wie z. B. Urlaub



auf dem Bauernhof, Pensionspferdehaltung, Aufbau eines Bauerinnenpartyservice etc.
(Link Férderwegweiser)

Rechtliche Folgen der Diversifizierung privilegierter Nutzungen

Solange es sich bei diesen zusatzlichen Standbeinen um eine bodenrechtliche Nebensache von
untergeordneter Bedeutung handelt und ein funktionaler Zusammenhang mit dem
Hauptbetrieb besteht, konnen diese als sogenannte mitgezogene Nutzung nach § 35 (1)
BauGB an der Privilegierung des Hauptbetriebs teilhaben. Hierbei wird zwischen land- und
forstwirtschaftliche Betrieben nach § 35 (1) Nr. 1 BauGB und Betrieben der gartenbaulichen
Erzeugung nach § 35 (1) Nr. 2 BauGB unterschieden. Laut Begriindung zu Plansatz 3.1.1 sind
privilegierte landwirtschaftliche Betriebe auch im Regionalen Griinzug ausnahmsweise
zuldssig, soweit sie fir die Allgemeinheit oder die Funktionen des Regionalen Griinzugs
unabweisbar erforderlich sind, im Rahmen einer Alternativenprifung kein
freiraumschonenderer Standort zu finden war und die Funktionen des Regionalen Griinzugs
an der betroffenen Stelle nicht in Frage gestellt werden. Insbesondere die erste Voraussetzung
— eine unabweisbare Erforderlichkeit fiir die Allgemeinheit — wird durch die zusatzlichen
Nutzungen im Regelfall nicht gegeben sein. Kleinere bis mittlere landwirtschaftliche Betriebe
werden daher bisher in der Regel als nicht regionalbedeutsam eingestuft. In diesem Fall sind
diese erganzenden Nutzungen als , mitgezogene Privilegierung” ebenfalls regelmaRig im
Regionalen Griinzug zulassig.

Sobald durch diese Nutzungen aber die oben genannte untergeordnete Bedeutung
Uberschritten wird, entfallt fir diese die Privilegierung und es bedarf einer kommunalen
Bauleitplanung.

Bisher hat die Verbandsverwaltung solche liber die Jahre zunehmende Zahl an Fallen als nicht
regionalbedeutsam eingestuft, wenn der Gesamtumfang des jeweiligen Vorhabens inkl. des
landwirtschaftlich/gartenbaulich genutzten Betriebsgelandes die Flache von 1 ha nicht
Uberschritten hat und konnte dadurch einen Konflikt mit den Zielen der Raumordnung
vermeiden.

Allerdings liegen der Verbandsverwaltung mittlerweile zahlreiche Falle vor, bei denen die
bisher angenommene Grenze der Regionalbedeutsamkeit von 1 ha lberschritten wird. Der
grofRere Flachenumfang der Vorhaben hat dabei mehrere Ursachen. Neben der Tatsache, dass
bereits die als Keimzelle dienenden landwirtschaftlichen Betriebe in den letzten Jahren
deutlich groRer wurden, haben die als Nebenerwerbszweig geplanten Nutzungen haufig
ebenfalls einen groReren Umfang. Beispielhaft sei hier auf den Flachenbedarf einer
Voltigieranlage, eines Reitplatzes und zusatzlicher Stallungen, haufig kombiniert mit mehreren
Gebduden fir Ferienwohnungen oder eines Gastehauses, verwiesen. Hinzu kommen die
notwendigen Stellplatzflichen, die insbesondere bei freizeitorientierten Nutzungen wie
Festhallen in groBerem Umfang bendtigt werden, auch wenn sie haufig nur teilbefestigt
ausgestaltet werden. Stuft man diese Betriebe als regionalbedeutsam ein, sind die
Ausnahmevoraussetzungen wie oben dargestellt regelmaRig nicht erfiillt, sodass es zu einem
Konflikt mit den Zielen der Raumordnung kommt und das Vorhaben abzulehnen ist.

Regionalplanerischer Umgang mit diesen Trends

Die Verbandsverwaltung schlagt daher vor, die Schwelle der Regionalbedeutsamkeit fir
derartige Vorhaben im Regionalen Griinzug auf 2 ha anzuheben, so dass formal keine Konflikte
mit den Zielen der Raumordnung entstehen. Fiir eine solche Einordnung der Vorhaben werden
aber insbesondere folgende Voraussetzungen fiir notwendig erachtet:



Link%20Förderwegweiser

- Es muss sich um eine der Privilegierung entwachsende Nutzung nach § 35 (1) Nr. 1
oder Nr. 2 BauGB handeln. Dabei muss die urspriingliche, der Privilegierung zu Grunde
liegende Nutzung weiterhin planungsrechtlich gesichert und in nennenswertem
Umfang ausgelibt werden (Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gartnerei/Gartenbau). Die
Beibehaltung einer Wohnnutzung oder die Fortfiihrung im Rahmen einer
Nebenerwerbstatigkeit reicht hierfir nicht aus. Eine Umnutzung zu gewerblichen
Zwecken ware folglich unzuldssig.

- Es handelt sich um einen bestehenden Standort, fiir den eine Genehmigung nach § 35
(1) BauGB vorliegt. Die nachtragliche Legalisierung widerrechtlich errichteter
Standorte und Neuansiedlungen im AulRenbereich sind hiermit ausgeschlossen. Das
Gesamtvorhaben darf eine Flache von 2 ha nicht lberschreiten. Hierzu zdhlen nicht
nur alle baulichen Betriebsflichen des Bestandsbetriebs, sondern auch die
baurechtlich notwendigen Stellplatze, auch wenn diese unversiegelt angelegt werden.
Eine nachtrigliche Uberschreitung der 2 ha durch privilegierte Nutzungen ist nicht
moglich.

- Es dirfen keine Anhaltspunkte bestehen, dass die standortlich gegebenen
Grinzugfunktionen erheblich beeintrachtigt werden. Letzteres ware z. B. der Fall,
wenn in bestehende Biotopstrukturen, in Kernflichen und Kernrdume des
Biotopverbundes oder in fur die Siedlungsbeliftung relevante Bereiche eingegriffen
wirde. Beeintrachtigungen der Funktion Siedlungsgliederung sind zwingend zu
vermeiden.

- Nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel ist nur im Zusammenhang mit der vormals
privilegierten Nutzung bis maximal 800 m? Verkaufsflache als Annexhandel zuldssig,
z. B. Erzeugnisse des Gartenbaus. Der Vertrieb von Produkten aus Zu- und
Weiterverkauf muss sich dem Verkauf der Waren aus eigener Produktion unterordnen.
Das Verhaltnis 75 (Eigenproduktion) zu 25 (Zu- und Weiterverkauf) darf nicht
zugunsten des Verkaufs von Fremdprodukten (berschritten werden. Die
Verkaufsflache fur den Vertrieb von Fremdprodukten erreicht somit maximal 200 m2.
Die Gesamtverkaufsfliche und das Sortiment der Eigenproduktion missen im
Bebauungsplan festgesetzt werden. Sollen Fremdprodukte vertrieben werden, ist auch
dies festzusetzen.

- Zentrenrelevanter Einzelhandel ist nur im Zusammenhang mit der vormals
privilegierten Nutzung bis maximal 200 m? Verkaufsfliche als Annexhandel zul3ssig,
z. B. landwirtschaftliche Erzeugnisse. Der Vertrieb von Produkten aus Zu- und
Weiterverkauf muss sich dem Verkauf der Waren aus eigener Produktion unterordnen.
Das Verhaltnis 75 (Eigenproduktion) zu 25 (Zu- und Weiterverkauf) darf nicht
zugunsten des Verkaufs von Fremdprodukten {berschritten werden. Die
Verkaufsflache fur den Vertrieb von zentrenrelevanten Fremdprodukten erreicht
somit maximal 50m?2 Die Gesamtverkaufsfliche und das Sortiment der
Eigenproduktion missen im Bebauungsplan festgesetzt werden. Sollen
Fremdprodukte vertrieben werden, ist auch dies festzusetzen.

- Die Kombination mehrerer Einzelhandelsnutzungen ist unzulassig.

Durch diese Voraussetzungen werden die Raumwirksamkeit solcher Vorhaben sowie
insbesondere auch die verkehrlichen Wirkungen deutlich minimiert und die Ausweitung
problematischer Standorte verhindert. Durch die Annahme einer fehlenden
Regionalbedeutsamkeit besteht zudem keine Notwendigkeit, eine Vereinbarkeit mit den
Ausnahmevoraussetzungen des Plansatzes 3.1.1 herzustellen und dadurch wird der



Verfahrensaufwand minimiert. Zudem wird durch diese Vorgehensweise ein kaum I&sbarer
Konflikt mit dem Anbindegebot nach Plansatz 3.1.9 des Landesentwicklungsplans verhindert.
Da trotz der aufgezeigten Vorteile negative raumliche Wirkungen dieser Vorgehensweise nicht
ausgeschlossen sind, schlagt die Verwaltung vor diese Vorgehensweise befristet bis Ende 2027
zu beschlieRen und ein Monitoring der raumlichen Wirkungen zu implementieren. Sollte sich
zeigen, dass die Kriterien keine ausreichende Steuerungswirkung entfalten, konnen diese
modifiziert bzw. die gesamte Vorgehensweise angepasst werden. Die Verbandsverwaltung
berichtet dazu bis Mitte 2027 an die regionalen Gremien.

Nicht relevant sind die Falle, in denen es um Vorhaben zur Nutzung regenerativer Energien
geht. Bei Anlagen zur Biomassenutzung nach § 35 (1) Nr. 6 BauGB sind unter Berlicksichtigung
des § 2 EEG die Ausnahmevoraussetzungen regelmaRig erfiillbar, da hier von einem
unabwendbaren Erfordernis fiir die Allgemeinheit ausgegangen werden kann. Fir FFPV-
Anlagen wurde mit der Anhebung der Schwelle der Regionalbedeutsamkeit auf 2 ha bereits in
der Vergangenheit eine Losung gefunden.

Die fur den Vollzug des Regionalplans zustindige hohere Raumordnungsbehoérde beim
Regierungsprasidium Stuttgart wurde Uber die vom Regionalverband beabsichtigte kiinftige
Vorgehensweise informiert. Diese hilt die in der Beschlussvorlage mitgeteilten Uberlegungen
fir grundsatzlich nachvollziehbar. Angesichts der Vielfaltigkeit der moglichen Fallgestaltungen
wird das Regierungsprasidium Stuttgart weiterhin eine Prifung im Einzelfall vornehmen,
mindestens bis die Ergebnisse des vorgesehenen Monitorings vorliegen.

Aktuell vorliegende Planung in Lauffen a.N.

Aktuell liegt der Verbandsverwaltung die 1. Anderung der 2. Fortschreibung des
Flachennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Lauffen — Nordheim —
Neckarwestheim vor. Der Entwurf beinhaltet die geplante Sonderbauflache ,Rotenberg I in
Lauffen (siehe Steckbrief des Erlauterungsberichts zum FNP als Anlage 1), die im Regionalen
Grinzug liegt. Bei dem Vorhaben handelt es sich um das Landgut Steng, einen
landwirtschaftlichen Betrieb, der seit einigen Jahren als weitere Standbeine, neben der
Erzeugung und Vermarktung eigener Spirituosen, auch die Veranstaltungen von Festlichkeiten
und eigenen Events sowie Gastronomie anbietet. Bislang griindet die Baugenehmigung auf
§35 (1) Nr. 1 BauGB. Durch die zwischenzeitlich geplante Ausweitung der genannten
Nutzungen (Erhohung der Sitzplatzzahlen, Ausweitung der Gastronomiezeiten, Zubau von
Ubernachtungsméglichkeiten) sieht die Baurechtsbehérde keine Méglichkeit einer erneuten
Genehmigung nach § 35 (1) BauGB. Durch die Aufnahme einer Sonderbauflache in den
Flichennutzungsplan soll die Grundlage fiir die Uberplanung durch einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan gelegt werden.

Der Regionalverband ist seit 2020 mit dem Vorhabentrager und der Stadt Lauffen a.N.
beziiglich des Vorhabens in Kontakt. Das Vorhaben wurde bislang seitens des
Regionalverbands und der Stadt Lauffen a.N. abgelehnt. Alle Versuche, die Flache auf einen
Umfang von 1 ha zu begrenzen sind an den notwendigen Stellplatzen gescheitert, die im Stiden
der Sonderbauflache bestehen, bzw. errichtet werden sollen.

Nachdem die Stadt Lauffen a.N. ihre Haltung gegeniliber dem Vorhaben gedndert hat,
bestehen nun folgende Handlungsoptionen.

Bleibt es bei der bisherigen Handhabe, ware der Betrieb/die Sonderbauflache mit 1,6 ha als
regionalbedeutsam einzustufen. Da die Ausnahmevoraussetzungen nicht erfillbar sind,



wirde der Regionalverband einen Widerspruch mit den Zielen der Raumordnung konstatieren
und Bedenken vortragen. Bei einer solchen Ablehnung des Vorhabens wird die Stadt Lauffen
im Zuge der Bauleitplanung voraussichtlich einen Antrag auf Zielabweichung nach § 24 LplG
stellen. Das entsprechende Zielabweichungsverfahren wird seitens des RP Stuttgart gefiihrt,
der Ausgang ist derzeit nicht prognostizierbar. Am Ende stlinde moglichweise aber eine
Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung.

Alternativ kann der Regionalverband durch einen Gremienbeschluss die Voraussetzungen
schaffen, ein solches Vorhaben als nicht regionalbedeutsam einzustufen. Das Vorhaben wiirde
damit aus Sicht des Regionalverbandes nicht mehr im Widerspruch zu den Zielen der
Raumordnung stehen. Die flir den Planvollzug zustdndige hohere Raumordnungsbehoérde wird
dann auf der Grundlage einer Einzelfallpriifung Uber die Regionalbedeutsamkeit zu
entscheiden haben, ggf. ist ein Zielabweichungsverfahren erforderlich.

Es ist darauf hinzuweisen, dass eine Regionalplandanderung aus Sicht der Verbandsverwaltung
aufgrund der geringen GréRe des Vorhabens nicht in Frage kommt.

Die Verbandsverwaltung hat in Anbetracht der dargelegten Uberlegungen und auf Grundlage
der obigen Ausflihrungen eine entsprechende Stellungnahme zu dem Entwurf des
Flachennutzungsplans verfasst. Sie sieht eine Einstufung der Sonderbauflache ,Rotenberg 1“
als nicht regionalbedeutsam vor und bittet um eine entsprechende Beschlussfassung
(Anlage 2).

Sollte diese nicht erfolgen, wird die Stellungnahme entsprechend gedndert und es werden
Bedenken gegen das Vorhaben vorgetragen.

Beschlussvorschlag:

1) Der Planungsausschuss beschlieRt, der baurechtlichen Privilegierung nach § 35 (1) Nr.1
und Nr. 2 BauGB entwachsende Nutzungen in Regionalen Griinziigen nach Plansatz 3.1.1
erst ab einer GroRe von 2 ha als regionalbedeutsam einzustufen, sofern die in der Vorlage
genannten Voraussetzungen erflllt sind. Dieser Beschluss hat Giltigkeit bis zum
31.12.2027.

2) Der Planungsausschuss beauftragt die Verbandsverwaltung ein Monitoring der
raumlichen Wirkungen des Beschlusses einzurichten und spatestens Mitte 2027 unter
Berlicksichtigung der Einschatzung der hoheren Raumordnungsbehdrde den regionalen
Gremien einen Monitoringbericht vorzulegen.

3) Der Planungsausschuss stimmt der Stellungnahme zur 1. Anderung der 2. Fortschreibung
des Flachennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Lauffen -
Nordheim — Neckarwestheim vom 08. Marz 2024 zu.

Anlagen:
- Anlage 1: Steckbrief des Erlduterungsberichts zur 1. Anderung der 2. Fortschreibung des

Flachennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Lauffen — Nordheim
— Neckarwestheim

- Anlage 2: Entwurf der Stellungnahme zur 1. Anderung der 2. Fortschreibung des
Flachennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Lauffen — Nordheim
— Neckarwestheim vom 08. Marz 2024

- Anlage 3: Auszug Raumnutzungskarte ,Rotenberg |, Lauffen a.N.






Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Lauffen

Anlage 1 zu VORLAGE (PA) 10/191
ir

Flachennutzungsplan — 1. Anderung der 2. Fortschreibung
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Flachendaten

\ Rotenberg |

Kommune Lauffen a. N.
Bauflache Rotenberg |
Nutzungsart Sonderbauflache
GroBe (insgesamt) 1,6 ha

1. Anderung 2. Fortschreibung (ohne MaBstab)

2. Fortschreibung (ohne MaBstab)

A\

£

Am Rothenberg |
1,6 ha

|

Lage im Ortsgefiige und Bestandssituation

Lage

Ostlich der L 1105 zwischen Lauffen und Nordheim

Topographie

Stidostexponiert; leicht abfallend

Bodenglite (Flurbilanz 2022)

Bestehende Hofstelle unbewertet, ansonsten Vorrangflur

Nutzung

Landwirtschaftliche Nutzung (Hofstelle, Acker- und Wiesenflache, tlw. Streuobst)

Umgebungsnutzungen

L 1105 (Westen), Wiesenflachen, Rebanlage (Stden), Ackerflachen (Osten), Acker-
flaichen (Norden)

Ubergeordnete raumliche Planun

en

Regionalplanung

Regionaler Griinzug, Vorbehaltsgebiet fir Erholung

Schutzgebiete (LUBW Jan 2024)

Nicht bekannt

Sonstige Fachplanungen

Nicht bekannt

Bewertungskriterien fiir Mensch, Siedlung und Umwelt

Verkehrliche Anbindung Eignung*
AuBere ErschlieBung (iber L 1105. Abbiegespuren vorhanden. geeignet
Nutzungskonflikte Eignung
Geringfiigige Betroffenheit bei Starkregen. geeignet
Technische Ver- und Entsorgung Eignung
Nutzung bzw. Erweiterung der Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen der bestehenden geeignet
Hofstelle méglich.

Lage / Standortgunst Eignung
Das Gebiet liegt direkt an der LandesstraBe und ist damit gut an das iberortliche Verkehrsnetz geeignet
angebunden.

Stadtbild / Ortsbild Eignung
Die Erweiterung bzw. Anpassung der Hofstelle fiihrt zu einer Anderung des Landschaftsbildes. geeignet
Das Landschaftsbild ist in diesem Bereich bereits durch mehrere Hofstellen gepragt.

Prognose der Umweltauswirkungen (vgl. Umweltbericht) Eignung
Eingriffe in die Schutzglter Boden, Wasser, Landschaft, Pflanze und Tiere bedingt geeignet

*Die Eignung wurde nach vier Kategorien bewertet: geeignet; bedingt geeignet; eingeschréinkt; stark eingeschrédnkt

Begriindung — Vorentwurf
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Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Lauffen iF(
Flachennutzungsplan — 1. Anderung der 2. Fortschreibung

Bewertungsergebnis

= Aus stadtplanerischer Sicht ist das Gebiet flr eine moderate Erweiterung der Hofstelle geeignet.

= Aus landschaftsplanerischer Sicht ist das Gebiet bei Beachtung von Vermeidungs- und MinimierungsmalBnahmen
fur eine Erweiterung der Hofstelle geeignet.

= Die Flache sollte nach aktuellem Kenntnisstand in den Flachennutzungsplan aufgenommen werden.

Hinweise fiir nachgelagerte Verfahren

= Griinordnung: Es wird empfohlen, folgende MaBnahmen zur Vermeidung und Minderung von Eingriffen in den
nachfolgenden Bebauungsplan aufzunehmen: Insektenschonende Beleuchtung, Erhalt von Gehdlzen, randliche
Eingrlinung, Einsaat und Bepflanzung der Griinflache, schonender Umgang mit dem Boden, wasserdurchldssige
Beldge, getrennte Erfassung von Niederschlagswasser.

= Starkregenereignisse: Gemal3 dem Starkregenrisikomanagement der Stadt Lauffen a.N. kann es in Teilbereichen
bei extremen Starkregenereignissen zu Uberflutungen kommen. In nachgelagerten Verfahren ist bei der Planung
der Wasserabfluss bei Starkniederschlagen/Sturzfluten zu berlcksichtigen und es sind hierflr entsprechende Frei-
flachen/Freiraume zu lassen und ggf. Riickhaltemoglichkeiten zu schaffen. Bezlglich der Vorsorge und des Um-
gangs mit Starkregenereignissen wird auf die Broschire der LUBW ,Leitfaden Kommunales
Starkregenrisikomanagement in Baden-Wirttemberg” vom August 2016, das DWA Regelwerk DWA-M 119 ,Risi-
komanagement in der kommunalen Uberflutungsvorsorge fiir Entwasserungssysteme bei Starkregen” vom No-
vember 2016 sowie die Broschire ,Starkregen: Was koénnen Kommunen tun?” des Informations- und
Beratungszentrums Hochwasservorsorge Rheinland-Pfalz und WBW Fortbildungsgesellschaft fiir Gewasserent-
wicklung mbH vom Februar 2013 hingewiesen.

Begriindung — Vorentwurf Seite 12
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1. Anderung der 2. Fortschreibung des Flachennutzungsplans der vWG Lauffen-Neckarwest-
heim-Nordheim
Stellungnahme zur friihzeitigen Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs.1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Beteiligung an dem o.g. Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden
Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 hierbei zu folgender Einschatzung.

Wohnbauflachenbedarf

Im Rahmen dieses Verfahrens soll in der Gemeinde Nordheim die Wohnbauflache ,, Schelmental
I1“ mit 0,5 ha ausgewiesen werden. Wie in den Unterlagen richtig dargestellt wird, ist nach dem
Hinweispapiers ,Plausibilitatspriifung der Bauflachenbedarfsnachweise” in Fallen dringenden
Wohnraumbedarfs die Ausweisung von Wohnbauflaichen moglich, wenn ein Flachentausch
durchgefihrt wird. Da diese Regelung hier angewendet wird und die Flache ,Wohnpark” um 0,9
ha reduziert wird, kdnnen wir die Planung mittragen und erheben keine Bedenken beziiglich des
Flachenbedarfs.

Einzelflachen

Photovoltaikanlage Rieder, Stadt Lauffen a.N., 1 ha
Wir verweisen auf unsere Stellungnahmen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ,Photo-
voltaikanlage im Rieder” vom 17.07.2023 sowie vom 06.11.2023.

Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen beruhrt.
Das Plangebiet liegt im Regionalen Griinzug ,,Neckartal stidlich Heilbronn und Schozachbecken”
(Ziel der Raumordnung nach Plansatz 3.1.1). Im Steckbrief der PV-Anlage wird die Lage im

Regionalverband Heilbronn-Franken ¢Korperschaftdes 6ffentlichenRechts + Am Wollhaus 17 + 74072 Heilbronn
Tel.(07131)6210-0+Fax(07131)6210-29 « E-Mail:info@rvhnf.de * www.rvhnf.de
IBAN: DE89 6205 0000 0000 0808 79



Regionalen Griinzug genannt, diese sollte jedoch auch in die Beschreibung im textlichen Teil auf-
genommen werden.

Die Planung sieht eine PV-Anlage mit einer GréBe von ca. 1 ha vor. Wir gehen in der Regel von
einer Regionalbedeutsamkeit ab einer AnlagengroRe von ca. 2 ha aus, sofern keine erheblichen
negativen Auswirkungen auf die Funktionen des Regionalen Griinzuges zu befirchten sind. Wir
sehen die Funktionen hier nicht beeintrachtigt und erheben daher keine Bedenken.

Die Lage des Plangebiets innerhalb des Vorbehaltsgebiets fir Erholung (Plansatz 3.2.6.1) ist aus-
reichend thematisiert.

Rotenberg I, Stadt Lauffen a.N., 1,6 ha
Bezliglich dieser Planung verweisen wir auf die erfolgten Abstimmungen des Regionalverbands
mit der Stadtverwaltung Lauffen sowie auf unsere informellen Stellungnahmen.

Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen berihrt, da sich das Plangebiet
innerhalb des Regionalen Griinzugs ,,Neckartal stidlich Heilboronn und Schozachbecken” (Vorrang-
gebiet laut Plansatz 3.1.1) befindet.

Grinzilge sind von Siedlungstatigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten.
Dariber hinaus liegt das Plangebiet in einem als Grundsatz der Raumordnung festgelegten Vor-
behaltsgebiet flr Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. Den dort festgelegten Belangen ist in der Ab-
wagung ein besonderes Gewicht beizumessen.

Aufgrund der FlachengrofRe von 1,6 ha war das Vorhaben bislang noch als regionalbedeutsam
einzustufen. Da die Ausnahmevoraussetzungen beziiglich der Lage im Regionalen Griinzug nicht
erfillbar sind, misste die Verbandsverwaltung aufgrund des ZielverstoRes Bedenken gegen die
Planung erheben.

Aufgrund des aktuellen Trends zur Diversifizierung in der Landwirtschaft und da die reine land-
wirtschaftliche Produktion fiir eine zunehmende Zahl von Betrieben nicht mehr ausreichend ist,
um das wirtschaftliche Uberleben zu sichern, kommt die Verbandsverwaltung zu einer gednder-
ten Einschatzung beziglich der Regionalbedeutsamkeit bei Nutzungsergdanzungen landwirt-
schaftlich privilegierten Planungen innerhalb von Regionalen Griinziigen. Dieses Vorgehen wurde
in der Sitzung des Planungsausschusses am 12.04.2024 vorgestellt und auch so beschlossen.
Unter gewissen Voraussetzungen (siehe Vorlage) wird die Schwelle der Regionalbedeutsamkeit
fur derartige Vorhaben im Regionalen Griinzug auf 2 ha angehoben, sodass formal keine Kon-
flikte mit den Zielen der Raumordnung entstehen.

Fiir die vorliegende Planung sieht die Verbandsverwaltung die Voraussetzungen als gegeben an
und stuft die Planung als nicht regionalbedeutsam ein. Es werden somit keine Bedenken erho-
ben.

Die in der Vorlage genannten Voraussetzungen sollten in den Unterlagen der Bauleitplanung the-
matisiert werden.

Schelmental Il, Nordheim, 0,5 ha
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung des Bebau-
ungsplans , Im Schelmental II“ vom 11.01.2023.

Die Planung ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar.



Wie oben bereits dargestellt, konnen wir die Neuausweisung der Wohnbauflache mittragen, da
der Flachentausch mit der Flache ,,Wohnpark” stattfindet.

Fiir die Gemeinde Nordheim ist nach Plansatz 2.4.0 des Regionalplans eine Mindest-Bruttowohn-
dichte von 50 Einwohnern pro Hektar festgelegt. Diese sollte im Rahmen des Bebauungsplanver-
fahrens thematisiert und die Einhaltung dargestellt werden.

Dariber hinaus liegt das Plangebiet in einem als Grundsatz der Raumordnung festgelegten Vor-
behaltsgebiet fiir Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. Den dort festgelegten Belangen ist in der Ab-
wagung ein besonderes Gewicht beizumessen.

Wohnpark, Nordheim, 0,9 ha (Fldchenstreichung)

Gegen die Reduzierung der Flache ,Wohnpark” um 0,9 ha erheben wir keine Bedenken.
Biotopvernetzung, Nordheim, 53 ha

Die Darstellung der Griinflachen in der Gemeinde Nordheim zur Sicherung der Biotopvernet-

zungskonzeption begriflen wir ausdriicklich.

Bei den drei vorgenommenen Berichtigungen verweisen wir auf unsere Stellungnahmen im Rah-
men der jeweiligen Bebauungsplanverfahren und tragen keine Bedenken vor.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie gemal} § 3 Abs. 2 Satz 4
BauGB um Mitteilung des Abwagungsergebnisses zu den von uns vorgebrachten Anregungen.

Hierfur bedanken wir uns vorab.

Mit freundlichen GriRen

Elena Schmitt

Verteiler:
Il. RPS Frau Haberzettl z.K. (soweit erforderlich; siehe Verteilerliste)
[l. LRA HN Bauleitplanung z.K.






Anlage 3 zur VORLAGE (PA) 10/191
VVG der Stadt Lauffen a.N.
(Lauffen am Neckar, Neckarwestheim, Nordheim)
1. Anderung der 2. Fortschreibung des Flichennutzungsplans

Friihzeitige Beteiligung Planungen/Standorte
Stand: 08.03.2024 O keine Bedenken

O Bedenken

1 Abgrenzung Plangebiet (X) entfallt
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Grundlagen: Informationssystem Regionalverband Heilbronn-Franken 04/2024
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